
 

ECLI:DE:BGH:2017:101017UXIZR443.16.0 

 

BUNDESGERICHTSHOF 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 
XI ZR 443/16 

Verkündet am: 
10. Oktober 2017 
Herrwerth, 
Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

in dem Rechtsstreit 

Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

BGB § 495 Abs. 1, § 355 Abs. 2 Satz 1 (Fassung bis zum 10. Juni 2010) 

Eine formal und inhaltlich den gesetzlichen Anforderungen genügende Wider-

rufsbelehrung wird nicht dadurch undeutlich, dass die Vertragsunterlagen an an-

derer, drucktechnisch nicht hervorgehobener Stelle einen inhaltlich nicht ord-

nungsgemäßen Zusatz enthalten (Anschluss an BGH, Urteil vom 16. Dezember 

2015  IV ZR 71/14, juris Rn. 11).  

BGH, Urteil vom 10. Oktober 2017 - XI ZR 443/16 - OLG Koblenz 
    LG Mainz 
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Der XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Verhandlung 

vom 10. Oktober 2017 durch den Vizepräsidenten Prof. Dr. Ellenberger, die 

Richter Dr. Grüneberg und Maihold sowie die Richterinnen Dr. Menges und 

Dr. Derstadt 

 

für Recht erkannt: 

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 8. Zivilsenats 

des Oberlandesgerichts Koblenz vom 5. August 2016 im Kosten-

punkt und insoweit aufgehoben, als zum Nachteil der Beklagten 

erkannt worden ist. 

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil der 5. Zivilkammer des 

Landgerichts Mainz vom 7. September 2015 wird auch insoweit 

zurückgewiesen, als auf sein Rechtsmittel die Beklagte verurteilt 

worden ist, an den Kläger 1.835,95 ú nebst Zinsen hieraus in Hö-

he von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 

5. Februar 2014 zu zahlen.  

Im übrigen Umfang der Aufhebung wird die Sache zur neuen Ver-

handlung und Entscheidung, auch über die Kosten des Revisions-

verfahrens, an das Berufungsgericht zurückverwiesen. 

Von Rechts wegen 
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Tatbestand: 

Die Parteien streiten um die Wirksamkeit des Widerrufs der auf den Ab-

schluss eines Verbraucherdarlehensvertrags gerichteten Willenserklärung des 

Klägers. 

Die Parteien schlossen am 22. März 2007 zwecks Finanzierung einer 

Immobilie einen (später in Teilbeträgen unter zwei Nummern geführten) Darle-

hensvertrag über 73.000 ú zu einem f¿r f¿nfzehn Jahre festen jªhrlichen Nomi-

nalzinssatz von 4,65% p.a. Zur Sicherung der Ansprüche der Beklagten diente 

ein Grundpfandrecht. In dem Darlehensformular war folgender, drucktechnisch 

nicht besonders hervorgehobener "Wichtiger Hinweis" mitabgedruckt: "Dieser 

Darlehensvertrag wird zunächst nur vom Darlehensnehmer unterzeichnet und 

stellt lediglich ein verbindliches Darlehensangebot seitens des Darlehensneh-

mers an die [é] [Beklagte] dar. Der Darlehensvertrag kommt erst durch Unter-

zeichnung durch die [é] [Beklagte] zustande; erst dann besteht der Anspruch 

auf Auszahlung des Darlehens". Die Beklagte belehrte den Kläger wie folgt über 

sein Widerrufsrecht: 

1 

2 
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